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Vorblatt 


Gesetz zur Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 
[Antrag der Abgeordneten Didigans, Dr. Lenz 
(Bergstraße), Dr. Jaeger, Vogel und der Fraktion der 

CDU/CSU] 


A. Problem 

Ob die „Würde des Gerichts" heute noch den Sonderschutz 
verdient, wie er durch § 178 des 1879 in Kraft getretenen 
Gerichtsverfassungsgesetzes geschaffen wurde, ist fragwürdig 
geworden. Der Gesetzgeber muß sich jedoch auch heute noch 
darum bemühen, einen geordneten Ablauf des Prozeßverfah- 
rens zu sichern. 


B. Lösung 

Der Begriff „Ungebühr" soll durch den Begriff „vorsätzliche 
grobe Störung des Sitzungsablaufs" ersetzt werden. Die Maß- 
nahmen zur Sicherung des störungsfreien Prozeßablaufs sollen 
angemessen verstärkt werden (statt 3 Tage 3 Wochen Haft, 
Obergrenze des Bußgeldes statt 1000 DM 10 000 DM, sofortige 
Vollstreckung, jedoch Beibehalten der Beschwerde). 


C. Alternativen 


D. Kosten 

Es entstehen keine Kosten. 
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Antrag 

der Abgeordneten Dichgans, Dr. Lenz (Bergstraße), Dr. Jaeger, 
Vogel und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz besdilos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gerichtsverfassungsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1, § 178 erhält folgende Fassung: 

„§ 178 

Maßnahmen bei Störungen 

Das Geridit kann gegen Parteien, Beschuldigte, 
Zeugen, Sachverständige oder bei der Verhand- 
lung nicht beteiligte Personen, die den Ablauf 
der Sitzung vorsätzlich grob stören, vorbehalt- 
lich der strafgerichtlichen Verfolgung, ein Buß- 
geld bis zu lOOOO DM oder Haft bis zu drei 
Wochen festsetzen und sofort vollstrecken las- 
sen/' 

2. § 179 erhält folgende Fassung: 

.§ 179 

Vollstreckung 

(1) Die Vollstreckung der vorstehend bezeich- 
neten Maßnahmen hat der Vorsitzende unmit- 
telbar zu veranlassen. 

(2) Die Vollstreckung ist bis zur Entscheidung 
über eine Beschwerde auszusetzen, wenn diese ; 


drei Tage nach der Einlegung noch nicht beschie- 
den ist." 

3. § 181 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ist in den Fällen der §§ 178, 180' Bußgeld 
oder Haft festgesetzt, so kann gegen die Ent- 
scheidung binnen der Frist von einer Woche nach 
ihrer Bekanntmachung Beschwerde eingelegt 
werden, sofern sie nicht von dem Bundesgerichts- 
hof oder einem Oberlandgericht getroffen ist." 

4. § 182 erhält folgende Fassung: 

„§ 182 ' 

Protokollierung 

Der Beschluß des Gerichts über Maßnahmen 
nach den §§ 177, 178 und 180 und dessen Veran- 
lassung sind in das Protokoll aufzunehmen." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 3. April 1970 


Dichgans 

Dr. Lenz (Bergstraße) 

Dr. Jaeger 
Vogel 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


1. Der Rechtszustand von 1879 

Das Gerichtsverfassungsgesetz trat am 1. Oktober 
1879 in Kraft, Seitdem gilt im wesentlichen unver- 
ändert die Bestimmung des § 178 über „Ungebühr 
vor Gericht". Sie hat folgenden Wortlaut: 

Das Gericht kann gegen Parteien, Beschuldigte, 
Zeugen, Sachverständige oder bei der Verhand- 
lung nicht beteiligte Personen, die sich in der 
Sitzung einer Ungebühr schuldig machen, vor- 
behaltlich der strafgerichtlichen Verfolgung, 
eine Ordnungsstrafe in Geld oder bis zu drei 
Tagen Haft festsetzen und sofort vollstrecken 
lassen. 

Der Rahmen der Geldstrafe, ursprünglich bis hun- 
dert D-Mark, wurde von der Verordnung über Ver- 
mögensstrafen und Bußen vom 6. Februar 1924 auf 
mindestens eine und höchstens tausend D-Mark fest- 
gelegt. 

Die Bestimmung des § 178 schützt nicht nur den ge- 
ordneten Ablauf des Prozeßverfahrens, sondern 
auch die Würde des Gerichts. Eine „Ungebühr" be- 
geht, wer dem Gericht nicht die geschuldete Ach- 
tung zollt. 

Im Jahre 1879 konnte der Gesetzgeber davon aus- 
gehen, daß der Staatsbürger vor Gericht normaler- 
weise gehorsam und friedlich sein werde. Daß es in 
Gerichtssälen zu Szenen kommen könnte, wie wir 
sie in der letzten Zeit erlebt haben, war damals 
undenkbar. Deshalb war es nicht erforderlich, die 
Gerichte mit einer stärkeren Ordnungsstrafgewalt 
auszustatten. 

2. Rechtsvergleich 

Das angelsächsische Recht kennt seit langem das 
Institut des „Contempt of Court", Bei dem „Con- 
tempt in the face of the Court" können die Gerichte 
auf der Stelle Geldstrafen oder Freiheitsstrafen bis 
zu drei Monaten verhängen, der High Court of 
Justice sogar Freiheitsstrafen in unbeschränkter 
Höhe. Jeder einzelne Fall einer Contempt-Hand- 
lung kann einzeln bestraft, die einzelnen Strafen 
können zu einer vieljährigen Strafe addiert werden. 

Auch das französische Recht kennt wesentlich höhere 
Strafen als das deutsche. 

Die Beleidigung eines Richters, Staatsanwaltes oder 
Geschworenen während einer Gerichtssitzung durch 
Gesten oder Drohungen sieht Artikel 223 des Code 
penal Gefängnis von einem Monat bis zu zwei Jah- 
ren vor. Gemäß Artikel 667 des Code de procedure 
penale kann das Gericht die Strafe auf der Stelle 
verhängen. 

3. Neubestimmung des geschützten Reditsgutes 

Ob die „Würde des Gerichts" heute noch den Son- 
derschutz verdient, der in den Obrigkeitsstaat von 


1878 hineinpaßte, ist fragwürdig geworden. Der Ge- 
setzgeber muß sich jedoch auch heute noch darum 
bemühen, einen geordneten Ablauf des Prozeßver- 
fahrens zu sichern. Das dient nicht nur dem Bedürf- 
nis der Richter, Staatsanwälte, Rechtsanwälte und 
Zeugen, die in der Ausübung ihrer Funktionen ge- 
schützt werden müssen. Sie liegt auch im Interesse 
des Angeklagten. Das Gericht steht vor der äußerst 
schwierigen Aufgabe, die Wahrheit zu finden. Die 
Prozeßparteien, auch ein rebellischer Angeklagter 
müssen gerecht beurteilt werden. Hohe Vermögens- 
werte, langfristige Freiheitsstrafen stehen auf dem 
Spiel. Die Bewältigung dieser Aufgabe setzt eine 
ruhige, sachliche Atmosphäre in der Gerichtsver- 
handlung voraus. Gesetzgeber und Gericht müssen 
notfalls einen Angeklagten auch gegen seine eige- 
nen Versuche schützen, den Prozeß zu stören. 

Aus diesen Überlegungen ergibt sich der Vorschlag, 
den Begriff „Ungebühr" aufzuheben und durch den 
Begriff „vorsätzliche grobe Störung des Sitzungs- 
ablaufs" zu ersetzen. Außerdem muß die Formulie- 
rung deutlich herausarbeiten, daß es sich nicht um 
eine kriminelle Strafe handelt. Die Möglichkeit 
einer strafrechtlichen Verfolgung, etwa wegen Be- 
leidigung oder Körperverletzung des Richters, muß 
in jedem Falle offenbleiben. Die Kriminalstrafe muß 
jedoch deutlich von der Prozeßmaßnahme unter- 
schieden werden, die nur den Zweck hat, einen ord- 
nungsgemäßen Ablauf der Verhandlung zu sichern. 
Das Wort „Ordnungsstrafe" kommt deshalb im Ent- 
wurf nicht vor. Es ist in Anknüpfung an die Termi- 
nologie des § 177 GVG durch „Maßnahme" ersetzt 
worden. Die Änderungen der §§ 179, 181 und 182 
ziehen daraus die Konsequenz. 

4. Haft noch zusätzlich? 

Das erste Gesetz zur Reform des Strafrechts vom 
25. Juni 1969 hat die kurzfristigen Freiheitsstrafen 
abgeschafft. Im Jahre 1973 wird auch die Institution 
der Übertretungen verschwinden. Dann wird es 
keine kriminellen Haftstrafen mehr geben. Daraus 
kann aber nicht gefolgert werden, daß die Institu- 
tion der Haft schlechthin nicht mehr beizuhalten sei. 
Im Bereich des Strafprozesses wird es beispiels- 
weise eine Untersuchungshaft auch in Zukunft ge- 
ben. Aber auch die Haft zur Erzwingung des Offen- 
barungseides gemäß § 901 ZPO, zur Vollstreckung 
unvertretbarer Handlungen gemäß § 888 ZPO und 
als Möglichkeit der Vollziehung des persönlichen 
Arrestes gemäß § 993 ZPO wird unentbehrlich sein. 
Es bestehen also keine Bedenken dagegen, die Haft 
als Maßnahme der Sitzungspolizei beizubehalten. 

5. Umfang der Maßnahmen 

Die Störungsgruppen betrachten die im bisherigen 
Recht vorgesehenen Maßnahmen offenbar als ein 
Risiko, das sie hinzunehmen bereit sind. Die vorbe- 
haltene spätere strafgerichtliche Verfolgung schreckt 
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kaum ab, da sie erst nach vielen Monaten anläuft. 
Der Rahmen von drei Tagen Haft sollte daher auf 
drei Wochen ausgedehnt und die Obergrenze des 
Bußgeldes von lOOO DM auf lOOOO DM heraufgesetzt 
werden. Sicher wird es fanatische Störer geben, die 
sich überhaupt nicht abschrecken lassen. Aber die 
abschreckende Wirkung einer Haft von drei Wochen 
ist größer als die einer Haft von drei Tagen. 

Es ist nicht beabsichtigt, aus der Störung der Ge- 
richtsverhandlung ein kriminelles Delikt zu machen 
(wie der französische Code penal das tut). Es bleibt 
bei sitzungspolizeilichen Maßnahmen, die in extre- 
men, sehr seltenen Fällen eine Haft von drei Wo- 
chen notwendig machen. 

Bei einer Obergrenze von drei Wochen Haft mit 
Beschwerdemöglichkeit bestehen auch keine Beden- 
ken dagegen, die Entscheidung vom Gericht auf der 
Stelle treffen und vollstrecken zu lassen, auch wenn 
das Gericht damit als „Richter in eigener Sache" 
tätig wird. 

6. Beschwerde 

An der Möglichkeit, eine Maßnahme mit der Be- 
schwerde anfechten zu können, ist aus rechtlichen 


i Gründen festzuhalten. Andererseits zwingt die Er- 
Weiterung der Befugnisse des Gerichts nicht zu einer 
j Änderung des bisherigen Grundsatzes, daß Rechts- 
behelfe keine aufschiebende Wirkung haben. Be- 
reits nach geltendem Recht hat das Gericht die Be- 
fugnis, die Vollstreckung auszusetzen oder zu unter- 
brechen. 

7. Die rechtspolitische Wirkung 

Die Zahl der Störungsfälle, die von der Erhöhung 
' der Obergrenzen betroffen werden, ist gering. Das 
galt aber auch schon vor der heutigen Bestimmung 
I des § 178 GVG. Es gibt Richter, die diesen Paragra- 
phen in ihrem ganzen Leben niemals angewandt 
' haben. Niemand hat jedoch daraus die Forderung 
: abgeleitet, er sei überhaupt entbehrlich. 

i Die Erfahrungen der letzten Zeit zwingen dazu, den 
; Rahmen der Maßnahmen neu zu überdenken. 

Wenn der Bundestag in diesem Sinne tätig wird, so 
bringt er damit zum Ausdruck, daß ihm der Schutz 
der Rechtsprechung besonders wichtig ist. Der Bun- 
destag sollte die vorgeschlagene Neuregelung auch 
unter diesem Aspekt betrachten. 
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